
Amtliche Bekanntmachung der Stadt Grevenbroich

Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Ver-
tretung der Stadt Grevenbroich im Jahre 2014

Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung (KWahlO) vom 
31. August 1993 (GV.NW. S. 592,967/SGV. NRW. 1112) 
in derzeit geltender Fassung fordere ich hiermit zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der Vertre-
tung der Stadt Grevenbroich in den allgemeinen 25 
Wahlbezirken und aus den Reservelisten auf. 

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 des Kommunal-
wahlgesetzes (KWahlG) vom 30. Juni 1998 (GV.NRW. 
S.454, ber. S. 509 und 1999 S. 70) in derzeit geltender 
Fassung und der §§ 25, 26 und 31 KWahlO, sowie auf 
das Führen von Funktionsbezeichnungen in weiblicher 
und männlicher Form gem. § 49 Abs. 1 KWahlG und § 
12 GO NRW, weise ich hin.

Ich bitte besonders zu beachten, dass die Wahlvorschlä-
ge nach Möglichkeit frühzeitig vor dem 48. Tag vor der 
Wahl einzureichen sind. Der Wahltag für die allgemei-
nen Kommunalwahlen im Jahr 2014 ist gemäß dem Ge-
setz über die Zusammenlegung der allgemeinen Kom-
munalwahlen mit den Europawahlen vom 24. Juni 2008 
identisch mit dem Tag der Wahl zum Europäischen Par-
lament. Der Rat der Europäischen Union hat durch Be-
schluss vom 14. Juni 2013 festgelegt, dass die Wahl zum 
Europäischen Parlament im Zeitraum vom 22. Mai 2014 
bis 25. Mai 2014 stattfinden soll. Die Bundesregierung 
hat für die Wahl der Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland den 25. 
Mai 2014 festgesetzt.

Die Wahlvorschläge sind somit spätestens bis zum 07. 
April 2014, 18.00 Uhr (Ausschlussfrist), bei der Bürger-
meisterin, als Wahlleiterin der Stadt Grevenbroich, Altes 
Rathaus, Am Markt 1, 1. Etage, Raum 10, einzureichen.

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge früh-
zeitig vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 
rechtzeitig behoben werden können. Auch bei postali-
scher Übersendung müssen Wahlvorschläge bis zu die-
sem Zeitpunkt bei der Wahlleiterin eingegangen sein.

Die notwendigen amtlichen Vordrucke für die Wahlvor-
schläge werden ab sofort kostenlos zur Verfügung ge-
stellt und können beim Wahlamt der Stadt Greven-
broich, Altes Rathaus, Am Markt 1, EG, Raum 3, ange-
fordert oder abgeholt werden. Das Wahlamt steht auch 
für weitere Auskünfte gerne zur Verfügung. 

Wählbar für die Wahl der Vertretung ist gemäß § 12 
i.V.m. § 7 KWahlG jede wahlberechtigte Person eines 
Wahlgebietes, die am Wahltag Deutsche im Sinne von 
Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist oder die Staatsan-
gehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaft besitzt, das 18. Lebensjahr vollendet hat und 
mindestens seit drei Monaten in dem Wahlgebiet ihre 
Hauptwohnung hat. Nicht wählbar ist gemäß § 12 Abs. 2 
KWahlG, wer am Wahltag infolge Richterspruchs in der 
Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht be-
sitzt.

Unionsbürger sind unter den gleichen Voraussetzungen 
wie Deutsche wählbar.

Insbesondere bitte ich zu beachten:

1. Allgemeines

Wahlvorschläge können gemäß § 15 Abs. 1 KWahlG von 
Parteien (politische Parteien im Sinne des Artikels 21 
Grundgesetz), Wählergruppen (Gruppen von Wahlbe-
rechtigten) und Einzelbewerbern (einzelne Wahlberech-
tigte) eingereicht werden, von Einzelbewerbern jedoch 
keine Reserveliste.

Wahlvorschläge von Parteien/ Wählergruppen dürfen 
nur Bewerber benennen, die in einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung oder, falls diese nicht zustande 
kommt, in einer Versammlung von Wahlberechtigten in 
geheimer Abstimmung gewählt worden sind. Entspre-
chendes gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Be-
werber auf der Reserveliste und für die Bestimmung der 
Ersatzbewerber. 

Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammen-
tritts der Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt 
ist. Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Versamm-
lung ist vorschlagsberechtigt. Den Bewerbern und Er-
satzbewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr 
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen.

Nach § 17 Abs. 4 KWahlG sind die Vertreter für die Ver-
treterversammlung und die Bewerber ab dem 46. Monat 
nach Beginn der Wahlperiode, die Bewerber für die 
Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Bekannt-
gabe der Einteilung des Wahlgebiets in Wahlbezirke zu 
wählen. Die Bekanntgabe der Wahlbezirkseinteilung er-
folgte am 19.06.2013 durch öffentliche Bekanntmachung 
in der Rathauszeitung der Stadt Grevenbroich.

Gemäß § 17 Abs. 7 KWahlG regeln Parteien und Wähler-
gruppen das Nähere über die Wahl der Vertreter für die 

Vertreterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung sowie über das Verfahren für die Wahl des Bewer-
bers durch ihre Satzung. Die in der Satzung der Partei 
oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann ge-
mäß § 17 Abs. 6 KWahlG gegen den Beschluss einer Mit-
glieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. 
Auf einen solchen Einspruch hin ist die Abstimmung zu 
wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig.

Gemäß § 17 Abs. 8 KWahlG ist eine Niederschrift über 
die Wahl des Bewerbers mit Angaben über Ort und Zeit 
der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberechtigten 
und Ergebnis der Abstimmung zu fertigen und mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen.

Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei 
von dieser bestimmte Teilnehmer gegenüber dem Wahl-
leiter an Eides statt zu versichern, dass die Wahl der Be-
werber in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich 
der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides 
statt auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der 
Reihenfolge der Bewerber und die Bestimmung der Er-
satzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die 
Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Ein-
reichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlages.

Parteien und Wählergruppen, die in der zum Zeitpunkt 
der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode nicht 
ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der 
Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf 
Grund eines Wahlvorschlages aus dem Land im Bundes-
tag vertreten sind, können Wahlvorschläge nur einrei-
chen, wenn sie nachweisen, dass sie einen nach demo-
kratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine 
schriftliche Satzung und ein Programm haben; dies gilt 
nicht für Parteien, die die Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 
Satz 1 Nummer 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis 
zum Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim 
Bundeswahlleiter eingereicht haben. 

2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk

Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach Mus-
ter der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht werden.

Jeder Wahlvorschlag muss Familienname, Vorname, Be-
ruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, Staatsangehö-
rigkeit sowie bei Parteien oder Wählergruppen deren 
Namen oder Bezeichnung und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwenden, auch diese, angeben. Einzelbe-
werber können durch ein Kennwort gekennzeichnet 
werden. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber 
enthalten. Ein Bewerber darf, unbeschadet seiner Be-
werbung in einer Reserveliste, nur in einem Wahlvor-
schlag benannt werden. In einen Wahlvorschlag darf nur 
aufgenommen werden, wer seine Zustimmung schrift-
lich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. Die 
ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für 
die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlages.

Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Absatz 
1 oder Absatz 6 des Kommunalwahlgesetzes bewerben, 
ist dem Wahlvorschlag eine Bescheinigung über ihr 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis beizufügen.

In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson 
und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet 
werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die 
als erste unterzeichnet hat, als Vertrauensperson, und 
diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertre-
tende Vertrauensperson.

Ist der Name, die Kurzbezeichnung oder das Kennwort 
geeignet, Verwechslungen mit einer Partei oder Wähler-
gruppe hervorzurufen, die gemäß § 15 Absatz 2 Satz 2 
des Kommunalwahlgesetzes vertreten ist oder die bei 
der letzten Wahl zur Vertretung des Wahlgebietes Stim-
men erhalten hat oder deren Wahlvorschlag früher ein-
gereicht worden ist, so kann die Vertrauensperson bis 
zur Entscheidung über die Zulassung eine Bezeichnung 
des Wahlvorschlages festsetzen, durch die die Verwechs-
lungsgefahr beseitigt wird.

Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
müssen von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss 
mindestens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten.

Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk von Parteien oder 
Wählergruppen, die nicht in der zum Zeitpunkt der 
Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode ununterbro-
chen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung 
des zuständigen Kreises, im Landtag oder auf Grund ei-
nes Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertre-
ten sind, müssen zusätzlich von 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 S. 3 
KWahlG), dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzel-
bewerbern. Die Unterstützungsunterschriften sind auf 
amtlichen Formblättern gemäß Anlage 14 a KWahlO zu 
erbringen. Diese Formblätter sind bei der Wahlleiterin 
der Stadt Grevenbroich (Wahlamt) unter Angabe der Be-
zeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahl-
vorschlag einreichen will, anzufordern. Bei Einzelbewer-
bern ist das Kennwort, sowie Familienname, Vornamen 
und Wohnort des vorzuschlagenden Bewerbers anzuge-
ben. Die Wahlleiterin hat diese Angaben vor Ausgabe 
der Formblätter auf diesen zu vermerken. Die Wahlbe-

rechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müs-
sen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich und 
handschriftlich unterschreiben. Neben der Unterschrift 
sind Familienname, Vornamen, Tag der Geburt und 
Hauptwohnung des Unterzeichners sowie der Tag der 
Unterzeichnung anzugeben. Für jeden Unterzeichner ist 
auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung 
der Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 KWahlO 
beizufügen, dass der im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. 
Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag un-
terzeichnen; hat jemand mehrere Wahlvorschläge unter-
zeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Wahlvor-
schlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung einer 
Reserveliste bleibt unberührt. Die Unterzeichnung des 
Wahlvorschlages durch den Bewerber ist zulässig. Wahl-
vorschläge von Parteien oder Wählergruppen dürfen erst 
nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- 
oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vor-
her geleistete Unterschriften sind ungültig.

Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:

- die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a KWahlO, dass er seiner Auf-
stellung zustimmt und für keinen anderen Wahlvor-
schlag in einem Wahlbezirk des Wahlgebiets seine Zu-
stimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat; die 
Erklärung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem Mus-
ter der Anlage 11a KWahlO abgeben werden. 

- eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 13a KWahlO, das der Bewerber wählbar ist; die 
Bescheinigung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem 
Muster der Anlage 11a KWahlO erteilt werden. 

- bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen 
eine Ausfertigung der Niederschrift über die Versamm-
lung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der 
Bewerber nach de KWahlG vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, so-
weit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versi-
cherungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag 
im Wahlgebiet beigefügt ist.

- die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschrif-
ten nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unter-
zeichner, sofern der Wahlvorschlag von Wahlberechtig-
ten des Wahlbezirks unterzeichnet sein muss.

- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 
1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine Bescheinigung 
über ihr Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, die 
Wahlleiterin dies zur Behebung von Zweifeln für erfor-
derlich hält.

3. Wahlvorschläge für die Reserveliste

Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11 b 
KWahlO eingereicht werden.

Sie muss enthalten:

- den Namen der einreichenden Partei oder Wählergrup-
pe, 

- in erkennbarer Reihenfolge den Familiennamen, Vor-
namen, Beruf, Tag der Geburt, Geburtsort und Anschrift 
sowie Staatsangehörigkeit der Bewerber (Unionsbürger 
sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deutsche 
wählbar). Bei Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 
Abs. 1, 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Be-
schäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder 
Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.

- die Liste soll Namen und Anschriften der Vertrauens-
person und der stellvertretenden Vertrauensperson ent-
halten.

Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt wer-
den, die für eine Partei oder für eine Wählergruppe auf-
treten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet 
zuständigen Leitung unterzeichnet sein. Reservelisten 
von Parteien und Wählergruppen, die nicht in der zum 
Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahlperi-
ode ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in 
der Vertretung des zuständigen Kreises, im Landtag oder 
auf Grund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bun-
destag vertreten sind, müssen gemäß § 16 Abs. 1 S. 3 
KWahlG von 1 vom Tausend der Wahlberechtigten des 
Wahlgebiets, also von 52 Wahlberechtigten persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Diese Unterstüt-
zungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern 
nach dem Muster der Anlage 14 b KWahlO zu erbringen. 
Diese Formblätter sind bei der Wahlleiterin der Stadt 
Grevenbroich (Wahlamt) unter Angabe der Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste ein-
reichen will, anzufordern. Die Wahlleiterin hat diese An-
gaben vor Ausgabe der Formblätter auf diesen zu ver-
merken. Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag 
für die Reservelisten unterstützen, müssen die Erklärung 
auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unter-
schreiben. Neben der Unterschrift sind Familienname, 
Vornamen, Tag der Geburt und Hauptwohnung des Un-
terzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzuge-
ben. Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder 
gesondert eine Bescheinigung der Gemeinde nach dem 
Muster der Anlage 15 KWahlO beizufügen, dass er im 
Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die ordnungsgemäße  

Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechti-
gung der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gültigen Wahlvorschlags für die Reserveliste. 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag für 
die Reserveliste unterzeichnen, hat jemand mehrere Re-
servelisten unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf al-
len Wahlvorschlägen für Reservelisten ungültig. Die 
gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags im 
Wahlbezirk bleibt unberührt. Die Unterzeichnung durch 
Bewerber ist zulässig.

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein 
Bewerber, unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, Er-
satzbewerber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
einer Reserveliste aufgestellten Bewerber sein soll.
Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe 
kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, wer 
in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im 
Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist.

Wahlvorschläge für die Reserveliste dürfen erst nach 
Aufstellung der Bewerber in der Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung der Parteien oder Wählergruppen un-
terzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig.

Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:

- die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach dem 
Muster der Anlage 12 b KWahlO. Die Zustimmung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der An-
lage 11 b KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsge-
mäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ab-
lauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Ab-
gabe eines gültigen Wahlvorschlags.

- je eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster 
der Anlage 13 a KWahlO. Diese Bescheinigung kann 
auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der An-
lage 11 b KWahlO erteilt werden. Nach § 31 Abs. 3 S.7 
KWahlO ist diese Bescheinigung entbehrlich, soweit Be-
werber gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind 
und die Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vorliegt 
oder beigebracht wird.

- die Niederschrift nach dem Muster der Anlage 9 a 
KWahlO über die Versammlung zur Aufstellung der Be-
werber mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebe-
nen Versicherungen an Eides statt nach dem Muster der 
Anlage 10 a KWahlO, soweit die Niederschrift und die 
Versicherungen an Eides Statt nicht bereits einem ande-
ren Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt sind.

- sofern sich Beamte und Arbeitnehmer (soweit sie nicht 
überwiegend körperliche Arbeit verrichten) nach § 13 
Abs. 1, 6 KWahlG bewerben, eine Bescheinigung über ihr 
Dienst- oder Beschäftigungsverhältnis, falls der Wahllei-
ter dies zur Behebung von Zweifeln erforderlich hält. 
Gemäß § 16 Abs. 2 KWahlG kann auf der Reserveliste 
vorgesehen werden, dass ein Bewerber, unbeschadet der 
Reihenfolge im übrigen, Ersatzbewerber für einen im 
Wahlbezirk oder für einen auf der Reserveliste aufge-
stellten Bewerber sein soll. Dann muss die Reserveliste 
nach § 31 Abs. 2 KWahlO ferner enthalten:

- Familien- und Vornamen des zu ersetzenden Bewer-
bers

- den Wahlbezirk oder die fortlaufende Nummer der Re-
serveliste, in dem oder unter der der zu ersetzende Be-
werber aufgestellt ist.

Grevenbroich, den 11.11.2013

Die Wahlleiterin

Ursula Kwasny
Bürgermeisterin
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